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1. Abgrenzung zwischen Geldleistung und Sachbezug 
 

Unter einem sog. „Sachbezug“ versteht man Einnahmen aus einem Arbeitsverhältnis, welche nicht in 

Geld bestehen. Diese geldwerten Vorteile können sich in einer Natural-, Sach- oder zusätzlichen 

Leistung darstellen. Sachbezug oder Sachlohn ist bis zu einer Grenze von 44 € (ab 1.1.2022 bis 

50 €) im Monat steuer- und sozialversicherungsfrei. Dadurch ergeben sich finanzielle Vorteile 

gegenüber der Auszahlung von (steuer- und sozialversicherungspflichtigem) Barlohn. 

Das Bundesfinanzministerium (BMF) nimmt zur Abgrenzung zwischen Geldleistung und Sachbezug, 

die durch das Gesetz zur weiteren steuerlichen Förderung der Elektromobilität und zur Änderung 

weiterer steuerlicher Vorschriften geändert wurde, in seinem Schreiben vom 13.4.2021 umfangreich 

Stellung. Danach ist durch die neue Definition „zu den Einnahmen in Geld gehören“ nunmehr 

gesetzlich festgeschrieben, dass zweckgebundene Geldleistungen, nachträgliche Kostenerstattungen, 

Geldsurrogate (Geld­ersatzmittel) und andere Vorteile, die auf einen Geldbetrag lauten, grundsätzlich 

keine Sachbezüge, sondern Geldleistungen sind. 

 

Bestimmte zweckgebundene Gutscheine (einschließlich ent­sprechende Gutscheinkarten, digitale 

Gutscheine, Gutscheincodes oder Gutscheinapplikationen/-Apps) oder entsprechende Geldkarten 

(einschließlich Wertguthabenkarten in Form von Prepaid-Karten) werden hingegen als Sachbezug 

gesetzlich definiert. Voraussetzung ist, dass die Gutscheine oder Geldkarten ausschließlich zum 

Bezug von Waren oder Dienstleistungen bei dem Arbeitgeber oder bei einem Dritten berechtigen und 

zudem ab dem 1.1.2022 die Kriterien des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes (ZAG) erfüllen. Weitere 

Voraussetzung ist, dass sie zusätzlich zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn gewährt werden. 

Übergangsregelung: Die Finanzverwaltung will es nicht beanstanden, wenn Gutscheine und 

Geldkarten, die ausschließlich zum Bezug von Waren oder Dienstleistungen berechtigen, jedoch die 

Kriterien des ZAG nicht erfüllen, noch bis zum 31.12.2021 als Sachbezug anerkannt werden.  

Anmerkung: Nachdem die Regelungen im Einzelnen für den Steuerlaien recht kompliziert und 

dadurch schadensbehaftet sind, sollten Sie sich im Detail beraten lassen. 

 



 

2.  Vereinfachungsregel bei kleinen Photovoltaikanlagen und vergleichbaren Block-

heizkraftwerken 

 

Betreiber von Photovoltaikanlagen mit einer Leistung von bis zu 10 kW und vergleichbare Blockheiz-

kraftwerke mit einer Leistung von bis zu 2,5 kW können künftig wählen, ob sie ihre jeweiligen Anla-

gen ohne oder mit einer Gewinnerzielungsabsicht betreiben wollen. Die Einstufung der Energieerzeu-

gungsanlagen erfolgt auf schriftlichen Antrag und gilt auch für die nachfolgenden Jahre.  

Wird eine Anlage ohne Gewinnerzielungsabsicht betrieben, so wird aus Vereinfachungsgründen 

für alle offenen Veranlagungszeiträume auf einen Nachweis verzichtet und eine steuerlich un-

beachtliche Liebhaberei unterstellt. Beim Betreiben einer Anlage mit Gewinnerzielungsabsicht 

erfolgt hingegen eine Prüfung nach den allgemeinen Grundsätzen. In diesem Fall gelten die allgemei-

nen Regelungen in allen noch offenen und künftigen Veranlagungszeiträumen. 

 

Voraussetzung für die Ausübung des Wahlrechts ist, dass die kleinen Energieerzeugungsanlagen nach 

dem 31.12.2003 in Betrieb genommen wurden und auf zu eigenen Wohnzwecken genutzten oder un-

entgeltlich überlassenen Ein- und Zweifamilienhausgrundstücken einschließlich Außenanlagen instal-

liert sind. Ein häusliches Arbeitszimmer oder Räume, die nur gelegentlich entgeltlich vermietet wer-

den (Einnahmen bis 520 € im Veranlagungszeitraum), sind bei der Prüfung, ob es sich um ein zu ei-

genen Wohnzwecken genutztes Ein- und Zweifamilienhaus handelt, nicht relevant. 

Bitte beachten Sie! Ändern sich z. B. aufgrund von Nutzungsänderungen oder durch Vergrößerung 

der Energieerzeugungsanlagen die Voraussetzungen für die Vereinfachungsregel, ist diese für kom-

mende Veranlagungszeiträume nicht mehr anzuwenden. Der Wegfall ist dem zuständigen Finanzamt 

schriftlich mitzuteilen. Umsatzsteuerlich gelten besondere Regelungen. 

 

 

3. TERMINSACHE: Sonderabschreibungen beim Mietwohnungsneubau 
 

Mit dem Gesetz zur Förderung des Mietwohnungsneubaus strebt die Bundesregierung Anreize für den 

Mietwohnungsneubau im bezahlbaren Miet­segment an. Dies wird durch die Einführung einer Son-

derabschreibung umgesetzt. Die Sonderabschreibungen in Höhe von jährlich 5 % können – unter wei-

teren Voraussetzungen (so dürfen z. B. die abschreibungsfähigen Anschaffungs- oder Herstellungs-

kosten nicht mehr als 3.000 € je m² Wohnfläche betragen) - im Jahr der Anschaffung oder Herstellung 

und in den folgenden 3 Jahren (also 4 Jahre lang) neben der regulären Abschreibung in Anspruch 

genommen werden. Somit werden innerhalb des Abschreibungszeitraums insgesamt bis zu 28 % der 

förderfähigen Anschaffungs- oder Herstellungskosten steuerlich berücksichtigt. (Siehe hierzu auch 

„Das Wichtigste“ Ausgabe August 2019, Beitrag Nr. 2) 

Bitte beachten Sie! Die Regelung wird auf Herstellungs- oder Anschaffungsvorgänge beschränkt, für 

die der Bauantrag oder die Bauanzeige nach dem 31.8.2018 und vor dem 1.1.2022 gestellt wird. 

Die Sonderabschreibungen können auch dann in Anspruch genommen werden, wenn die Fertigstel-

lung nach dem 31.12.2021 erfolgt; längstens bis 2026! Ob die (neue) Bundesregierung eine Verlänge-

rung anstrebt, ist zzt. nicht bekannt. 

 

 

4. Automatischer Informationsaustausch über Finanzkonten in Steuersachen 

 

Durch die Regelungen des Informationsaustauschgesetzes werden Informationen über Finanzkonten 

in Steuersachen zwischen dem Bundeszentralamt für Steuern (BZSt) und den zuständigen Behörden 

der jeweils angeschlossenen Staaten automatisch ausgetauscht und dem BZSt elektronisch zum 

31.7.2021 übermittelt. 

Zu den Staaten, mit denen der Austausch von Informationen erfolgt, zählen 

 Mitgliedstaaten der Europäischen Union  

 Drittstaaten, die Vertragsparteien der von der Bundesrepublik Deutschland in Berlin unter-

zeichneten mehrseitigen Vereinbarung vom 29.10.2014 zwischen den zuständigen Behörden über 

den automatischen Austausch von Informationen über Finanzkonten sind  

 Drittstaaten, die Verträge mit der Europäischen Union zur Vereinbarung des automatischen 

Austauschs von Informationen über Finanzkonten haben, sowie 



 Drittstaaten, mit denen die Bundesrepublik Deutschland ein Abkommen über den steuerlichen 

Informationsaustausch geschlossen hat, nach dem ein automatischer Austausch von Informationen 

vereinbart werden kann. 

 

Mit Schreiben vom 16.6.2021 wurden vom BZSt die Staaten bekannt gegeben, bei denen die Voraus-

setzungen für den automatischen Austausch von Informationen über Finanzkonten mit Stand vom 

11.5.2021 vorliegen, mit denen der automatische Datenaustausch zum 30.9.2021 erfolgt und für 

welche die meldenden Finanzinstitute Finanzkontendaten zum 31.7.2021 dem BZSt übermitteln müs-

sen. 

Die finale Staatenaustauschliste 2021 steht zur Ansicht und zum Download auf der Internetseite des 

BZSt unter www.bzst.bund.de bereit. 

 

 

5. Neues Gesetz zur Abwehr von Steueroasen beschlossen 

 

Zur Bekämpfung von internationaler Steuerkriminalität hat der Bundestag am 10.6.2021 das Gesetz 

zur Abwehr von Steuervermeidung und unfairem Steuerwettbewerb beschlossen. Ziel des neuen Ge-

setzes ist es, das Steueraufkommen und die Steuergerechtigkeit in Deutschland zu stärken.  

Personen und Unternehmen, die Geschäftsbeziehungen mit Staaten und Gebieten unterhalten, die 

international anerkannte Standards im Steuerbereich nicht einhalten, soll es damit erschwert werden, 

Steuern zu vermeiden. Als Maßnahmen dazu dienen z. B. eine verschärfte Hinzurechnungsbesteue-

rung, die es Unternehmen unattraktiv macht, Einkünfte auf Zwischengesellschaften in Steueroasen zu 

übertragen. Auch sollen etwa Betriebsausgaben und Werbungskosten, die in Beziehung zu Steueroa-

sen stehen, nicht mehr abzugsfähig sein.   

 

Grundlage des neuen Gesetzes ist eine mindestens jährlich aktualisierte Liste der Europäischen Uni-

on, die Länder beinhaltet, die sich konsequent weigern, Steuerangelegenheiten korrekt zu behandeln.  

 

 

6. Transparenzregister- und Finanzinformationsgesetz vom Bundesrat bestätigt 

 

Der Bundesrat hat am 25.6.2021 das sog. Transparenzregister- und Finanzinformationsgesetz zur Be-

kämpfung von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung beschlossen. Es soll im Wesentlichen am 

1.1.2022 in Kraft treten. Einige Vorschriften erhalten bereits ab dem Tag nach der Verkündung 

im Bundesgesetzblatt Gültigkeit. 

 

Das Gesetz regelt die Umwandlung des deutschen Transparenzregisters von einem Auffangregister, 

das zumeist auf andere Register wie das Handels-, Genossenschafts- oder Partnerschaftsregister ver-

wies, in ein Vollregister, in das Gesellschaften verpflichtend wirtschaftlich Berechtigte einzu-

tragen haben. Für einen Großteil der deutschen Gesellschaften besteht im Transparenzregister selbst 

noch kein strukturierter Datensatz in einem einheitlichen Datenformat. 

Um aufdecken zu können, welche natürlichen Personen hinter international verschachtelten Unter-

nehmensstrukturen stehen, sollen die europäischen Transparenzregister vernetzt werden.  

 

Bitte beachten Sie! Die Meldefristen zum neuen Transparenzregister für Unternehmen mit bisheriger 

Mitteilungsfiktion sind je nach Rechtsform gestaffelt vorgesehen: AGs, SEs und KGaA bis 31.3.2022; 

GmbH, Genossenschaft, Partnerschaft bis 30.6.2022 und alle anderen Fälle bis 31.12.2022. 

 

 

7. Nachweis einer fast ausschließlich betrieblichen Nutzung bei Pkw 

 

Für die Bildung eines Investitionsabzugsbetrags (IAB) darf das angeschaffte bzw. hergestellte 

Wirtschaftsgut nicht mehr als 10 % privat genutzt werden. Handelt es sich bei dem Wirtschaftsgut 

um einen Pkw, so muss detailliert nachgewiesen werden, wie hoch der Anteil der privaten Nutzungen 

ist. Findet die Berechnung dieser durch die 1-%-Regelung statt, so darf der IAB nicht gewährt 

werden, da die 1-%-Regelung von einer Privatnutzung von ca. 20 % ausgeht, womit also keine fast 

ausschließlich betriebliche Nutzung mehr vorliegt. 



 

In einem Fall aus der Praxis bildete ein Unternehmer einen IAB für einen Pkw, kaufte diesen 

anschließend auch und ermittelte den Nutzungsanteil nach Fahrtenbuchmethode. Das Finanzamt 

stellte bei einer Prüfung jedoch fest, dass dieses nicht ordnungsgemäß war und erkannte den so 

ermittelten Anteil nicht an. Stattdessen wurde nun die 1-%-Regelung angewandt, weshalb der IAB 

nachträglich versagt wurde.  

Der Bundesfinanzhof entschied dazu, dass bei einem fehlerhaften Fahrtenbuch auch alternative 

Aufzeichnungen vorgelegt werden können, die nachweisen, dass ein betrieblicher Nutzungsanteil von 

mindestens 90 % vorliegt. Dieser Nachweis muss plausibel dargelegt werden können. Das 

Fahrtenbuch muss jedoch insgesamt noch stimmig und lückenlos sein.  

 

 

8. Excel-Tabelle führt nicht zwingend zu Kassenführungsmängeln 

 

Um eine ordnungsgemäße Kassenführung zu gewährleisten, muss der Unternehmer einige Vorausset-

zungen erfüllen. Das Finanzamt muss davon ausgehen können, dass sämtliche Ein- und Ausgaben 

erfasst wurden. Dies führt häufig zu Meinungsverschiedenheiten zwischen Finanzamt und Unterneh-

mer. So war es auch in einem Fall über den nun das Finanzgericht (FG) Münster mit Urteil vom 

29.4.2021 entschieden hat. 

 

Auslöser war die Anwendung einer Excel-Tabelle durch eine Unternehmerin für ihre Kassenführung. 

Sie betrieb eine Gaststätte und erfasste die Einnahmen mithilfe einer elektronischen Registrierkasse. 

Sämtliche Einnahmen wurden neben Ausgaben und Bankeinzahlungen in eine Excel-Tabelle einge-

tragen, weitere Kassenberichte wurden nicht erstellt.  

Das Finanzamt beanstandete diese Tabelle, die Buchführung kann nicht ordnungsgemäß sein, wenn 

sich die Angaben in einem Programm, wie z. B. Excel, jederzeit ändern lassen. Dagegen wendet die 

Unternehmerin ein, dass die Grundlagen der Angaben, z. B. die Z-Bons oder die Belege über EC-

Kartenzahlungen, aber nicht abänderbar seien. 

 

Das FG kam zu dem Entschluss, dass aufgrund der elektronischen Registrierkasse als Kassenauf-

zeichnung eine geordnete Ablage der Belege ausreicht, wobei eine zusätzliche Excel-Tabelle nicht 

schadet. Da die Unternehmerin bei Sonderveranstaltungen aber eine offene Ladenkasse nutzte und – 

hierbei – keinen notwendigen täglichen Kassenbericht erstellte, kann das Finanzamt – an dieser Stelle 

– von einer nicht ordnungsgemäßen Kassenführung ausgehen und kann – insoweit – Hinzuschätzun-

gen vornehmen. 
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9. Bewirtungskosten als Betriebsausgaben 
 

Bewirtungsaufwendungen aus betrieblichem Anlass können unter weiteren Voraussetzungen zu 100 

% als Betriebsausgaben angesetzt werden, während Bewirtungskosten aus geschäftlichem Anlass nur 

zu 70 % Betriebsausgaben darstellen. Zu den Bewirtungskosten, die zu 100 % abgezogen werden 

können, zählen z. B. Arbeitnehmerbewirtungen, die aus Anlass von außergewöhnlichen 

Arbeitseinsätzen durchgeführt werden, oder Warenverkostungen im Unternehmen. 

 



Mit Schreiben vom 30.6.2021 aktualisiert die Finanzverwaltung die Erfordernisse zur steuerlichen 

Anerkennung von Aufwendungen für die Bewirtung von Personen aus geschäftlichem Anlass in 

einem Bewirtungsbetrieb. So dient in der Regel ein formloses Dokument (Bewirtungsbeleg als 

Eigenbeleg) als Nachweis, das Ort, Tag, Teilnehmer und Anlass der Bewirtung sowie die Höhe der 

Aufwendungen aufführt, um den Abzug von angemessenen Bewirtungsaufwendungen als 

Betriebsausgaben anerkennen zu lassen. Der Nachweis ist zudem vom Steuerpflichtigen zu 

unterschreiben.  

 

Ist der Nachweis über eine Bewirtung in einem Bewirtungsbetrieb – z. B. in einer Gaststätte oder 

einem Restaurant – zu erbringen, ist für die steuerliche Anerkennung die Rechnung über die 

Bewirtung einzureichen. Die Rechnung muss maschinell erstellt und elektronisch aufgezeichnet sein 

sowie den Anforderungen des Umsatzsteuergesetzes entsprechen. Auf dem Eigenbeleg sind darüber 

hinaus der Anlass der Bewirtung und die Teilnehmer anzugeben.  

 

Verwendet der Bewirtungsbetrieb – also das Restaurant oder die Gaststätte – ein elektronisches 

Aufzeichnungssystem mit Kassenfunktion, werden für den Betriebsausgabenabzug von 

Bewirtungsaufwendungen aus geschäftlichem Anlass nur maschinell erstellte, elektronisch 

aufgezeichnete und mit Hilfe einer zertifizierten technischen Sicherheitseinrichtung (TSE) 

abgesicherte Rechnungen anerkannt. Der Bewirtungsbetrieb ist dann verpflichtet, mit dem 

elektronischen Aufzeichnungssystem mit Kassenfunktion Belege über die Geschäftsvorfälle zu 

erstellen.  

 

Rechnungen in anderer Form, z. B. handschriftlich erstellte oder nur maschinell erstellte, 

erfüllen die Nachweisvoraussetzungen nicht; diese Bewirtungsaufwendungen werden vom 

Betriebsausgabenabzug ausgeschlossen. 

 

Übergangsregelung: Ein Betriebsausgabenabzug ist unabhängig von den geforderten Angaben für 

Belege zulässig, die bis zum 31.12.2022 ausgestellt werden. Führen die neuen Regelungen zur 

Einhaltung der geforderten Angaben zu erhöhten Anforderungen an die Nachweisführung, sind diese 

erst für Betriebsaufwendungen verpflichtend vorauszusetzen, die nach dem 1.7.2021 anfallen. 

 

 
10. Berechnung Arbeitslohn bei Betriebsveranstaltung 

 

Der gesetzliche Arbeitslohn kann sich für den Arbeitnehmer ändern, wenn ihm einmalige 

Zuwendungen zuteil werden. Es kann sich dabei um geldwerte Vorteile handeln, Sachbezüge oder 

einen Firmenwagen. Der Arbeitgeber hat sämtliche Zuwendungen bei der Berechnung der Lohnsteuer 

zu berücksichtigen. Am 29.4.2021 fällte der Bundesfinanzhof (BFH) ein Urteil über die korrekte 

Berücksichtigung einer Betriebsveranstaltung. 

Ein Unternehmen plante eine Weihnachtsfeier, wofür die Arbeitnehmer sich anmelden mussten. 

Anhand der Zusagen wurde dafür entsprechend eingekauft. Einige der angemeldeten Teilnehmer 

sagten jedoch kurzfristig ab. Trotzdem berechnete das Unternehmen bei der Lohnsteueranmeldung die 

Höhe der Zuwendung anhand der angemeldeten Arbeitnehmer und nicht anhand der tatsächlich 

teilnehmenden. 

Das sahen das Finanzamt und später auch der BFH anders. Der Ansatz der Zuwendungen ist anteilig 

auf die Teilnehmer und deren Begleitperson zu berechnen. Bei dem Wertansatz sind alle 

Aufwendungen zu berücksichtigen, welche mit der Veranstaltung in Zusammenhang stehen, 

unerheblich davon, ob die Arbeitnehmer dadurch einen Vorteil haben oder nicht. Anschließend sind 

diese Kosten gleichmäßig aufzuteilen. 

 

 

 

 

 

 

 



11. Erschließungskosten bei Grunderwerbsteuerberechnung  

 
Die Bemessungsgrundlage für die Berechnung der Grunderwerbsteuer ist grundsätzlich die 

vereinbarte Gegenleistung für das Grundstück. Ob auch gezahlte Erschließungskosten zu der 

Gegenleistung gehören, wurde kürzlich durch das Finanzgericht Münster (FG) entschieden. 

 

Ein Steuerpflichtiger erwarb ein Grundstück von einer Immobiliengesellschaft. Im Kaufvertrag wurde 

vereinbart, dass das Grundstück erschlossen übergeben werden muss. Die entsprechenden 

Erschließungskosten sind bereits im Kaufpreis erhalten. Als Veräußerer verpflichtete sich die 

Gesellschaft, sämtliche Maßnahmen zur Erschließung zu übernehmen. Nach der Veräußerung erhielt 

der Steuerpflichtige Grunderwerbsteuerbescheide, gegen die er sich wehrte. Die 

Bemessungsgrundlage sei zu hoch, es dürfte nur der Kaufpreis an sich berücksichtigt werden und 

nicht die Erschließungskosten. 

Das sah das FG jedoch anders. Die Erschließungskosten wurden zu Recht bei der Berechnung der 

Grunderwerbsteuer miteinbezogen. Bei der Gegenleistung werden neben dem Kaufpreis auch alle 

anderen sonstigen übernommenen Leistungen berücksichtigt, wie in diesem Fall die Kosten für die 

durchgeführte Erschließung. Unerheblich ist dabei, dass sich die Gesellschaft zu den notwendigen 

Maßnahmen verpflichtet hat. 

 

Anmerkung: Das Urteil des FG ist noch nicht rechtskräftig, da Revision eingelegt wurde. 

 

 
12. Auf anteiligen Veräußerungsgewinn auf ein häusliches Arbeitszimmer  

              entfällt die Besteuerung 
 

Entfällt der Veräußerungsgewinn aus dem Verkauf einer zu eigenen Wohnzwecken genutzten Eigen-

tumswohnung während der 10-jährigen Haltefrist auch auf ein zur Erzielung von Überschusseinkünf-

ten genutztes häusliches Arbeitszimmer, ist dieser ebenfalls von der Besteuerung ausgenommen.  

Eine Steuerpflichtige veräußerte eine Eigentumswohnung innerhalb der Haltefrist. Für ein in der 

Wohnung liegendes häusliches Arbeitszimmer machte sie im Veräußerungsjahr Aufwendungen als 

Werbungskosten geltend, die vom zuständigen Finanzamt (FA), wie bereits in den Jahren zuvor, mit 

dem Höchstbetrag anerkannt wurden. Das FA berücksichtigte im Veräußerungsjahr den Veräuße-

rungsgewinn, der anteilig auf die Grundfläche des häuslichen Arbeitszimmers entfiel, als Einkünfte 

aus privaten Veräußerungsgeschäften und besteuerte dies entsprechend. Das im Anschluss eingeschal-

tete Finanzgericht (FG) widersprach dem Vorgehen des FA und begründete dies damit, dass ein häus-

liches Arbeitszimmer nicht den Kriterien eines Wirtschaftsguts entspreche und so unter die „Nutzung 

zu eigenen Wohnzwecken“ falle. 

 

In einer Revision vor dem Bundesfinanzhof (BFH) unterstützte dieser die Argumentation des FG und 

kam in einem Urteil vom 1.3.2021 zu dem Schluss, dass das für die Erzielung von 

Überschusseinkünften genutzte häusliche Arbeitszimmer der Steuerpflichtigen von der Besteuerung 

ausgenommen ist. Ein häusliches Arbeitszimmer ermöglicht regelmäßig eine geringfügige 

Nutzung zu eigenen Wohnzwecken. Der Umfang der Wohnnutzung ist dabei nicht erheblich.  

 

 

13. Steuerfreie Arbeitgeberzuschüsse zu Kindergartenbeiträgen  

                           mindern Sonderausgaben  

 

Leistet ein Arbeitgeber einen steuerfreien Zuschuss zu den Kindergartenbeiträgen eines Angestellten, 

sind die als Sonderausgaben abziehbaren Kindergartenbeiträge um den Betrag des Zuschusses zu kür-

zen. Das entschied der Bundesfinanzhof (BFH) in einem Beschluss vom 14.4.2021. 

 

Ein steuerpflichtiges Ehepaar entrichtete für die minderjährige Tochter einen Kindergartenbeitrag. 

Von einem Arbeitgeber erhielten sie dazu einen steuerfreien Kindergartenzuschuss. Das zuständige 

Finanzamt kürzte die geltend gemachten Sonderausgaben um diesen Zuschuss, wogegen das Ehepaar 

Einspruch einlegte. Das Finanzgericht bestätigte in einem späteren Verfahren das Handeln des Fi-



nanzamts. Auch der BFH stützte das Vorgehen des Finanzamts und begründete seine Entscheidung 

damit, dass Kinderbetreuungskosten zwar unter bestimmten Voraussetzungen als Sonderausgaben 

geltend gemacht werden können, dies allerdings vorangegangene Aufwendungen voraussetzt. 

 

So argumentiert der BFH, dass nur Steuerpflichtige tatsächlich und endgültig wirtschaftlich belasten-

de Ausgaben als Sonderausgaben abziehen dürfen. Im beschriebenen Fall minderte der steuerfreie und 

zweckgebundene Arbeitgeberzuschuss zu den Kinderbetreuungskosten die Belastung, die die Steuer-

pflichtigen zu tragen hatten. Die erfolgte Kürzung der Sonderausgaben um die steuerfreien Arbeitge-

berleistungen, ist daher als korrekt anzusehen und gilt gleichermaßen bei verheirateten und unverhei-

rateten Elternteilen. 

 

 

14. Keine Pauschalsteuer für zu Werbezwecken zugewendete Sachleistung? 

 

Steuerpflichtige können die Einkommensteuer einheitlich für alle innerhalb eines Wirtschaftsjahres 

gewährten betrieblich veranlassten Zuwendungen, die zusätzlich zur ohnehin vereinbarten Leistung 

oder Gegenleistung erbracht werden, und Geschenke an Geschäftsfreunde, die nicht in Geld bestehen, 

mit einem Pauschsteuersatz von 30 % erheben. Die Pauschalierung ist jedoch ausgeschlossen, soweit 

die Aufwendungen je Empfänger und Wirtschaftsjahr 10.000 € übersteigen. 

In seiner Entscheidung vom 19.4.2021 gelangt das Finanzgericht Baden-Württemberg (FG) zu der 

Überzeugung, dass diese Regelung im Einkommensteuergesetz nicht alle Zuwendungen erfasst. Sie 

beschränkt sich auf Zuwendungen, die bei den Zuwendungsempfängern einkommensteuerpflichtige 

Einkünfte darstellen. Die Regelung begründet keine weitere eigenständige Einkunftsart und setzt 

voraus, dass die jeweilige Zuwendung zusätzlich zur ohnehin vereinbarten Leistung oder 

Gegenleistung des Steuerpflichtigen erbracht wird.  

Die im entschiedenen Fall von einer Sparkasse gewährten Sachzuwendungen in Form einer 

Weinprobe und eines Golfturniers sind jedoch nicht durch die Einkunftsart „Einkünfte aus 

Kapitalvermögen“ veranlasst. Die steuerpflichtige Sparkasse hat im überwiegenden betrieblichen 

Eigeninteresse Werbemaßnahmen ergriffen.  

So sollte ihren Kundenberatern Gelegenheit gegeben werden, die Kunden bei den Veranstaltungen 

persönlich näher kennenzulernen. Die Veranstaltungen dienten als Türöffner für spätere 

Beratungsgespräche. Beim Golfturnier sei auch für Produkte (z. B. Investmentfonds) einer anderen 

Bank geworben worden. Sollte sie einen Kunden gewinnen, erhielte sie von der Bank eine Provision. 

Die Zuwendungen an die Kunden unterliegen als Geschenke zur betrieblichen Klimapflege auch nicht 

der Pauschalierung. Der Beschenkte erziele mangels Bezug zu einer konkreten Kapitalanlage keine 

Einkünfte. 

 

 

15. Steuerliche Absetzbarkeit von Spenden 
 

Die Hochwasserkatastrophe hat eine enorme Hilfs- und Spendenbereitschaft in der Bevölkerung 

ausgelöst. Spenden wirken sich bis zu maximal 20 % der gesamten Einkünfte steuermindernd aus und 

reduzieren als Sonderausgaben die steuerliche Belastung. Dazu muss die Spende allerdings an eine 

gemeinnützige Organisation fließen.  

 

Das Finanzamt erkennt auch Spenden an unmittelbar von der Hochwasserkatastrophe betroffene 

Städte und Gemeinden an. Für Spenden bis zu 300 € ist ein Zahlungsbeleg oder Kontoauszug als 

Spendennachweis ausreichend. Bei größeren Beträgen ist eine Spendenbestätigung erforderlich. 

Große Hilfsorganisationen senden diese Bestätigungen zumeist zu Beginn des auf die Spende 

folgenden Jahres zu.  

 

Für Spenden in die vom Hochwasser betroffenen Bundesländer Nordrhein-Westfalen, Rheinland-

Pfalz und Bayern ist derzeit eine Sonderregelung in Kraft. Bis zum 31.10.2021 gilt der vereinfachte 

Spendennachweis per Einzahlungsbeleg, Überweisungskopie oder Kontoauszug unabhängig von der 

Spendenhöhe.  

 



Bitte beachten Sie: Die Sonderregelung gilt nur für Spenden, die auf ein extra dafür eingerichtetes 

Hochwasser-Sonderkonto einer anerkannten Organisation fließen. Spendenbelege sollten gut 

aufgehoben werden. 

 

 

16. Verlängerung der Steuererklärungsfristen für 2020 

 

Mit dem sog. ATAD-Umsetzungsgesetz wurden die Steuererklärungsfristen sowie die zinsfreien Ka-

renzzeiten für den Besteuerungszeitraum 2020 um 3 Monate verlängert. Ein Schreiben des Bundesmi-

nisteriums für Finanzen vom 20.7.2021 erläutert mögliche Anwendungsfragen. 

 

Für den Veranlagungszeitraum 2020 gilt die Verlängerung sowohl für Steuererklärungen, die von 

Steuerberatern erstellt werden (beratene Fälle), als auch für die Erklärungen, die Steuerpflichtige 

selbst erstellen (nicht beratene Fälle). Für beratene Fälle verlängert sich die Abgabefrist somit bis zum 

31.5.2022. Bei nicht beratenen Fällen ermöglicht das neue Gesetz eine Verlängerung auf den Stichtag 

1.11.2021 (soweit dies in dem Land, zu dem das Finanzamt gehört, ein gesetzlicher Feiertag ist: der 

2.11.2021), um die Steuer- und Feststellungserklärungen beim zuständigen Finanzamt einzureichen. 

 

Für Betriebe der Land- und Forstwirtschaft gelten Besonderheiten. Zudem bleiben Vorabanforderun-

gen von Steuer- und Feststellungserklärungen von den Fristverlängerungen unberücksichtigt. 
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17. Verzinsung von jährlich 6 % für Steuernachforderungen und -erstattungen  

ab 2014 verfassungswidrig 

 

Die Verzinsung in Höhe von 0,5 % im Monat insbesondere für Steuernachforderungen wurde schon 

seit längerer Zeit von der Fachwelt als nicht mehr realistisch angesehen. Dem gerecht zu werden gab 

es dafür auch schon mehrere Anläufe bei verschiedenen Gerichten wie dem Bundesfinanzhof und 

auch dem Bundesverfassungsgericht (BVerfG).  

 

In seinen Entscheidungen vom 25.4.2018 und 3.9.2018 zweifelte der BFH bereits an der Rechtmäßig-

keit der aktuellen Vollverzinsung und gab im Rahmen der summarischen Prüfung im Aussetzungsver-

fahren den Steuerpflichtigen für Verzinsungszeiträume ab 1.4.2015 bzw. 1.11.2012 Recht. Das Bun-

desfinanzministerium ordnete mit Schreiben vom 2.5.2019 an, sämtliche Zinsbescheide, denen ein 

Zinssatz von 0,5 % pro Monat zugrunde liegt, vorläufig ergehen zu lassen. 

 

Nunmehr hat das BVerfG mit Beschluss vom 8.7.2021 entschieden, dass die Verzinsung von Steuer-

nachforderungen und Steuererstattungen verfassungswidrig ist. Dies gilt jedoch nur, soweit der Zins-

berechnung für Verzinsungszeiträume ab dem 1.1.2014 ein Zinssatz von monatlich 0,5 % (jährlich 

6 %) zugrunde gelegt wird. Nach seiner Auffassung stellt die Steuernachforderung mit dieser Verzin-

sung nach Ablauf einer zinsfreien Karenzzeit von grundsätzlich 15 Monaten eine Ungleichbehandlung 

von Steuerschuldnern, deren Steuer erst nach Ablauf der Karenzzeit festgesetzt wird, gegenüber Steu-



erschuldnern, deren Steuer bereits innerhalb der Karenzzeit endgültig festgesetzt wird, dar. Diese 

Ungleichbehandlung erweist sich für in die Jahre 2010 bis 2013 fallende Verzinsungszeiträume noch 

als verfassungsgemäß, für in das Jahr 2014 fallende Verzinsungszeiträume dagegen als verfassungs-

widrig. Eine Verzinsung mit einem niedrigeren Steuersatz würde nach Auffassung des BVerfG ein 

mindestens gleich geeignetes Mittel zur Förderung des Gesetzeszwecks darstellen.  

 

Bitte beachten Sie! Die Unvereinbarkeit mit dem Grundgesetz umfasst ebenso die „Erstattungszin-

sen“ zugunsten der Steuerpflichtigen. Das BVerfG lässt das bisherige Recht für bis einschließlich in 

das Jahr 2018 fallende Verzinsungszeiträume anwenden. Für Verzinsungszeiträume ab 1.1.2019 ist 

der Gesetzgeber verpflichtet, bis zum 31.7.2022 eine verfassungsgemäße Neuregelung zu treffen.  

 

Der Gesetzgeber muss also nur für Verzinsungszeiträume, die in das Jahr 2019 und später fallen, bis 

zum 31.7.2022 eine verfassungskonforme Neuregelung schaffen. Formell und materiell bestandskräf-

tige Zinsbescheide – ohne Vorläufigkeitsvermerk – können nicht mehr geändert werden. Bereits er-

gangene und nicht bestandskräftige Bescheide für Verzinsungszeiträume ab 1.1.2019 sollten bei Zin-

sen für Steuernachforderungen mit Einspruch offengehalten werden, sofern sie nicht bereits mit einem 

Vorläufigkeitsvermerk versehen wurden. 

 

 
18. Reform des Personengesellschaftsrechts auf den Weg gebracht 

 

Mit dem Gesetz zur Modernisierung des Personengesellschaftsrechts, das zur Gänze zum 1.1.2024 in 

Kraft tritt, werden sich u. a. Grundlagen für neu zu gründende und bereits bestehende Personengesell-

schaften ändern.  

 

So wird mit der Einführung eines sog. Gesellschaftsregisters die Transparenz erhöht und insbesondere 

die Vertretung von Gesellschaften bürgerlichen Rechts (GbR) ersichtlicher. Eine Eintragung ist nur 

dann erforderlich, wenn die GbR als Berechtigte z. B. in das Grundbuch, die Gesellschafterliste oder 

das Aktienregister eingetragen werden soll. Freiberuflern bietet das neue Gesetz zukünftig die Mög-

lichkeit, sich in den Rechtsformen der Personengesellschaften, insbesondere der GmbH & Co. KG, zu 

etablieren.  

 

Das neue Gesetz eröffnet außerdem die Beschlussanfechtung für Personenhandelsgesellschaften, wie 

sie etwa bei Aktiengesellschaften üblich ist. Beschlüsse, die mit schwerwiegenden Mängeln behaftet 

sind, können damit als nichtig gelten.  

 
Anmerkung: Nachdem die Änderungen den Rahmen dieses Informationsschreibens sprengen wür-

den, empfehlen wir Ihnen, sich gezielt beraten zu lassen. 

 

 
19. Optionsmöglichkeit zur Körperschaftsteuer wird eingeführt 

 

Das Gesetz zur Modernisierung des Körperschaftsteuerrechts, dem der Bundesrat am 25.6.2021 zuge-

stimmt hat, gibt allen Personenhandels- und Partnerschaftsgesellschaften ab dem Veranlagungszeit-

raum 2022 die Möglichkeit, auf Antrag wie eine Körperschaft besteuert zu werden. Die zivilrechtliche 

Haftung der Gesellschafter für die geschuldete Körperschaft- und Gewerbesteuer bleibt hingegen 

bestehen. 

 

Durch den Wechsel des sog. Besteuerungsregimes erfolgt eine Gleichstellung mit einer Kapitalgesell-

schaft für die Einkommen-, Körperschaft- und Gewerbesteuer. Die Gleichstellung gilt dabei auch für 

verfahrensrechtliche Fragen. Auf die Erbschaft- und die Grunderwerbsteuer hat der Wechsel hingegen 

keinerlei Einfluss. Da sich der Besteuerungswechsel auch auf die Besteuerung der Gesellschafter 

auswirkt, ist ein mehrheitlicher Gesellschafterbeschluss erforderlich. Dieser bedarf mindestens 75 % 

der abgegebenen Stimmen. Es empfiehlt sich, diese Regelung in die bestehenden Gesellschaftsver-

träge aufzunehmen, da andernfalls eine Zustimmung durch alle Gesellschafter von Nöten ist.  



 

Der Antrag auf den Besteuerungswechsel muss spätestens einen Monat vor Beginn des Wirtschafts-

jahres beim zuständigen Finanzamt gestellt werden, ab dem die geänderte Besteuerung erfolgen soll. 

Formell lässt sich der Besteuerungswechsel bereits im Jahr 2021 beantragen. Der Antrag ist nicht 

zustimmungsbedürftig. Die Finanzverwaltung kann somit einen Wechsel nicht ablehnen. Der Besteue-

rungswechsel ist unwiderruflich. Es gibt allerdings eine sog. Rückoption, mit der zur Besteuerung als 

Personengesellschaft zurückgekehrt werden kann.  

 

 
20. Bezugskreis von steuerlichen Erleichterungen für Helfer in Impfzentren er-

weitert 
 

Die Finanzministerien von Bund und Ländern einigten sich im Februar 2021 auf eine steuerliche Ent-

lastung der freiwilligen Helferinnen und Helfer in Impfzentren. Von diesen Erleichterungen profitie-

ren nun auch Beschäftigte in Impfzentren, die von einem privaten Dienstleister betrieben werden 

oder die in den Zentralen Impfzentren und den Kreisimpfzentren über einen privaten Perso-

naldienstleister angestellt sind. Sie können nun ebenfalls die sog. Übungsleiter- oder die Ehren-

amtspauschale in Anspruch nehmen. Damit gelten Vergütungen für bestimmte Tätigkeiten bis zu ei-

nem festgelegten Betrag als steuerfrei.  

 

Bund und Länder verständigten sich nach einem Vorstoß des baden-württembergischen Finanzminis-

teriums darauf, dass ausnahmsweise eine Gleichbehandlung aller freiwilligen Helfer für die Zeiträume 

2020 und 2021 unabhängig von der Struktur des Impfzentrums erfolgen soll. Die jährliche Übungslei-

ter- und die Ehrenamtspauschale kann normalerweise lediglich gewährt werden, wenn die freiwillig 

Tätigen über einen gemeinnützigen oder öffentlichen Arbeitgeber angestellt sind.  

 

Mit der Gleichstellung gilt für jene die direkt an der Impfung beteiligt sind, die Übungsleiterpauschale 

(2020: bis zu 2.400 € / 2021: bis zu 3.000 €). Die Helferinnen und Helfer in der Verwaltung und der 

Organisation von Impfzentren können die Ehrenamtspauschale (2020: bis zu 720 € / 2021: bis zu 

840 €) in Anspruch nehmen.  

 

 

21. Nachweis des Corona-Bonus 
 

Aufgrund der aktuellen Situation mit Corona wurden von Seiten des Gesetzgebers neue Möglichkei-

ten geschaffen die Unternehmer, aber auch die Angestellten finanziell zu unterstützen. In dem Zeit-

raum vom 1.3.2020 bis zum 31.3.2022 haben Arbeitgeber die Option, jedem ihrer Arbeitnehmer 

einen einmaligen Zuschuss bzw. einen Sachbezug von bis zu 1.500 € zukommen zu lassen.  

 

Die Zahlung soll bei den Arbeitnehmern die Zusatzbelastung durch Corona mildern. Zudem muss 

erkennbar sein, dass der Zuschuss/Sachbezug zusätzlich zum ohnehin gesetzlich geschuldeten Lohn 

ausgezahlt wurde. 

 

Das geltende Schreiben des Bundesfinanzministeriums wurde in dieser Hinsicht nochmals aktuali-

siert. Erforderlich für die Voraussetzungen sind entweder vertragliche Vereinbarungen oder erkennba-

re andere Vereinbarungen oder Erklärungen. Dazu gehören z. B.  Tarifverträge, gesonderte Betriebs-

vereinbarungen, individuelle Lohnabrechnungen oder Überweisungsbelege mit entsprechendem Aus-

weis über die Zahlung. Arbeitgeber erhalten so neue Möglichkeiten den Corona-Bonus ordnungsge-

mäß nachzuweisen. 

 

 

 

 

 

 



22. Ausschank von Alkohol als Bewirtungskosten 
 

Zu den Bewirtungskosten gehören Aufwendungen für Speisen und Getränke aus geschäftlichen An-

lässen. In der Praxis sind Bewirtungskosten nachzuweisen. Die Höhe der Kosten, die betriebliche 

Veranlassung sowie Ort, Zeitpunkt und Angaben zu den Teilnehmern sind schriftlich festzuhalten.   

 

Aufwendungen für die Bewirtung von Personen aus geschäftlichem Anlass dürfen den Gewinn nicht 

mindern, soweit sie 70 % der Aufwendungen übersteigen, die nach der allgemeinen Verkehrsauffas-

sung als angemessen anzusehen und deren Höhe und betriebliche Veranlassung nachgewiesen sind.  

 

Das Finanzgericht München (FG) musste sich mit Urteil vom 9.3.2021 damit befassen, ob alkoholi-

sche Getränke als „Bewirtungskosten“ zu erfassen sind. Dem entgegen stehen übliche Gesten aus 

Höflichkeit z. B. wenn bei einer Besprechung Kaffee und Kekse bereitgestellt werden. Hierbei han-

delt es sich nicht um zu kürzende Bewirtungskosten. Alkoholische Getränke fallen nach Auffassung 

des FG aber nicht unter den Bereich der geringfügigen Höflichkeiten, sondern sind als Aufwendungen 

zur Bewirtung anzusetzen und unterliegen damit auch dem Abzugsrahmen. 

 

 

23. Begriff des Grundstücks beim Erwerb eines Familienheims 
 

Bei der Berechnung der Erbschaftsteuer sind sog. Familienheime von der Besteuerung ausgenommen 

bzw. werden steuerreduziert behandelt. Voraussetzung ist, dass es sich dabei um ein inländisches 

Grundstück handelt, welches durch den Erblasser selbst genutzt wurde oder dieser aus zwingenden 

Gründen an einer Selbstnutzung gehindert war. Nach dem Erbanfall muss dieses Familienheim zeit-

nah durch den verbliebenen Ehegatten oder die erbenden Kinder zu eigenen Wohnzwecken genutzt 

werden. Je nachdem welches Familienmitglied Erbe des Gebäudes wird, greift eine vollständige oder 

anteilige Steuerbefreiung.  

 

Der Bundesfinanzhof (BFH) hatte sich mit Urteil vom 23.2.2021 mit dem Begriff des Familienheims 

zu beschäftigen. Im entschiedenen Fall erbte eine Steuerpflichtige ein bebautes und ein direkt daran 

angrenzendes unbebautes Grundstück. In dem Gebäude lebte die Erblasserin bis zu ihrem Todestag. 

Die Erbin zog kurz darauf in das Familienheim ein. Dementsprechend gab sie in der Erbschaftssteuer-

erklärung beide Grundstücke als ein Grundstück an, für welches die begünstigende Vorschrift des 

Familienheims gelten. Nach Auffassung des Finanzamtes handelte es sich um 2 getrennt zu beurtei-

lende Grundstücke, die Befreiung ist nur für das bebaute Grundstück anwendbar. 

 

So sah das auch der BFH. Vom Finanzamt wurde festgestellt, dass es sich zivilrechtlich laut Grund-

buch um 2 getrennte Grundstücke handelt, obwohl diese direkt aneinandergrenzten. Die Steuerbefrei-

ung für Familienheime gilt ausschließlich für bebaute Grundstücke. Das Festsetzungsfinanzamt für 

die Erbschaftsteuer ist an die Wertfeststellungsbescheide gebunden und hat die ermittelten Werte zu 

berücksichtigen.  

 

 

24. Übergangsregelung für kurzfristige Beschäftigung endet 
 

Eine kurzfristige Beschäftigung liegt vor, wenn sie innerhalb eines Zeitjahres auf längstens 3 Monate 

oder 70 Arbeitstage befristet ist. Diese Zeitgrenzen wurden - wegen der Corona-Pandemie – für den 

Zeitraum vom 1.3.2021 bis 31.10.2021 auf 4 Monate bzw. 102 Arbeitstage angehoben. Dies hat 

auch Einfluss auf die geringfügig entlohnte Beschäftigung bei Überschreitung der Entgeltgrenze auf-

grund eines gelegentlichen unvorhersehbaren Überschreitens. Eine Bestandsschutzregelung schränkt 

die Anwendung aber ein. 

 

Ab dem 1.11.2021 ist wieder die kürzere Zeitdauer maßgebend. Die Beschäftigung ist daher ab die-

sem Zeitpunkt neu zu beurteilen. Danach liegt ein kurzfristiger Minijob nur noch dann vor, wenn die 

Beschäftigung seit ihrem Beginn im Jahr 2021 auf längstens 3 Monate bzw. 70 Arbeitstage befristet 

ist. Wird diese Zeitgrenze überschritten, wird die Beschäftigung ab dem 1.11.2021 entweder bei ei-



nem Arbeitsentgelt von monatlich mehr als 450 € sozialversicherungspflichtig bzw. bei einem Ar-

beitsentgelt bis 450 € im Monat zum 450-€-Minijob.  

 

Beispiel der Minijob-Zentrale: Eine Arbeitnehmerin nimmt zum 1.8.2021 eine Aushilfsbeschäfti-

gung an. Sie verdient 1.300 € im Monat. Die Beschäftigung ist bis zum 30.11.2021 befristet. Zu Be-

schäftigungsbeginn am 1.8.2021 liegt eine kurzfristige Beschäftigung vor, da die Zeitgrenzen von 

4 Monaten oder 102 Arbeitstagen gelten.  

 

Ab dem 1.11.2021 sind wieder die ursprünglichen Zeitgrenzen von 3 Monaten oder 70 Arbeitstagen 

maßgebend. Daher liegt ab diesem Zeitpunkt keine kurzfristige Beschäftigung mehr vor, sondern we-

gen eines monatlichen Arbeitsentgelts von mehr als 450 € eine versicherungspflichtige Beschäftigung. 

Der kurzfristig Beschäftigte muss bei der Minijob-Zentrale abgemeldet und die sozialversicherungs-

pflichtige Beschäftigung bei der zuständigen Krankenkasse angemeldet werden. 

 

 
 

Alle Beiträge sind nach bestem Wissen zusammengestellt. Eine Haftung für deren Inhalt kann jedoch nicht übernommen wer-
den. Für Fragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. 
 


